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Änderungen 
 

Neben zahlreichen formalen und redaktionellen Änderungen wurden umfangreichere Anpassungen vorgenommen, welche in der nachfol-

genden Übersicht dargestellt sind. Seit 2024 ist das Luzerner Handbuch zur Sozialhilfe online auf dem SKOS-Richtlinien-Portal abrufbar.   

 

Kapitel Alt Neu (Änderungen sind rot markiert) 

C. Materielle Grundsicherung Materielle Grundsicherung 

 

C.2 

 

Anspruchsvoraussetzungen 

 

 

Anspruchsvoraussetzungen 

 

 a) Unterstützungsbedürftigkeit – Aufnahme und Ablösung  

 

[…]  

Die Ablösung von der wirtschaftlichen Sozialhilfe erfolgt nach sechs Mona-

ten, wenn: 

 

Die durchschnittlich verfügbaren Einnahmen während der Dauer von sechs 

Monaten das soziale Existenzminimum, bestehend aus  

[…] 

 

a) Unterstützungsbedürftigkeit – Aufnahme und Ablösung  

 

[…]  

Die Ablösung von der wirtschaftlichen Sozialhilfe erfolgt nach sechs Mona-

ten, wenn: 

 

Die durchschnittlich verfügbaren (unregelmässigen) Einnahmen während der 

Dauer von sechs Monaten das soziale Existenzminimum, bestehend aus  

[…] 

 

   

C.3.1 Grundbedarf im Allgemeinen Grundbedarf im Allgemeinen 

 a) Grundbedarf und Warenkorb (Stand 1.1.2023) 

 

Die folgende Tabelle stützt sich auf die SKOS-Richtlinien. Es ist zu beachten, 

dass die SKOS die Beträge jeweils auf Grund der Teuerung anpasst. Die Sozi-

albehörden tun gut daran, sich immer an der aktuellen Tabelle zu orientieren. 

 

Haushaltsgrösse Pauschale pro 
Monat in CHF 

(gerundet) 

Pauschale pro Mo-
nat und Person in 
CHF (gerundet) 

a) Grundbedarf und Warenkorb (Stand 1.1.2025) 

 

Die folgende Tabelle stützt sich auf die SKOS-Richtlinien. Es ist zu beachten, 

dass die SKOS die Beträge jeweils auf Grund der Teuerung anpasst. Die Sozi-

albehörden tun gut daran, sich immer an der aktuellen Tabelle zu orientieren. 

 

Haushaltsgrösse Pauschale pro 
Monat in CHF 

(gerundet) 

Pauschale pro Mo-
nat und Person in 
CHF (gerundet) 

https://rl.skos.ch/lexoverview-home/lex-RL_A_1
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1 Person 1'031.00 1’031.00 

2 Personen 1'577.00 789.00 

3 Personen 1'918.00 639.00 

4 Personen 2'206.00 552.00 

5 Personen 2'495.00 499.00 

Pro weitere Per-
son plus 

+ 209.00  

 

1 Person 1'061.00 1’061.00 

2 Personen 1'624.00 812.00 

3 Personen 1'974.00 658.00 

4 Personen 2'271.00 568.00 

5 Personen 2'568.00 514.00 

Pro weitere Per-
son plus 

+ 216.00  

 

   

 c) Reduzierter Grundbedarf gemäss § 9 SHV SRL 892a c) Reduzierter Grundbedarf gemäss § 9 SHV SRL 892a 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Grundsätzlich wird der GBL nach SKOS ausgerichtet. In jedem Fall von WSH ist 

aber eine Reduktion gemäss § 9 SHV SRL 892a zu prüfen. Die Familie wird als 

Einheit betrachtet, Ausnahmen siehe Spezialregelung. 

 

 

 

 

 

Vorgehen bei der Bemessung des GBL nach § 9 SHV: 

1. Schritt: Bemessung des GBL nach SKOS-RL für die Unterstützungseinheit 

unter Berücksichtigung allfälliger Besonderheiten / Ausnahmen 

gemäss SKOS. 

2. Schritt:   Überprüfung für jede (erwachsene) Person einzeln, ob gestützt auf 

§ 9 SHV der in Schritt 1 festgestellte GBL zusätzlich reduziert 

wird. 

 

Vgl. Entscheidungsbaum zu § 9 SHV 

 

 

Grundsätzlich wird der GBL nach SKOS ausgerichtet. In jedem Fall von WSH 

ist aber eine Reduktion gemäss § 9 SHV SRL 892a zu prüfen. Die Familie wird 

als Einheit betrachtet, Ausnahmen siehe Spezialregelung. Für jede sozialhilfe-

beziehende (erwachsene) Person sind die Kriterien in § 9 SHV einzeln zu prü-

fen. Der GBL für Minderjährige in einer Unterstützungseinheit ist nicht zu re-

duzieren/kürzen. 

 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
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Sofern eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist, wird dauerhaft der volle 

GBL nach SKOS ausgerichtet: 

 

Personen, die in der Schweiz bereits eineinhalb Jahre gearbeitet haben. 

 Als Arbeit im Sinne von § 9 SHV SRL 892a gilt jede bezahlte Tätigkeit, 

nicht aber die Teilnahme an Integrations- und Beschäftigungspro-

grammen. 

  

Personen nach sieben Jahren seit dem ersten Kontakt mit der Sozialhilfe 

 Die „7-Jahres-Frist“ beginnt mit erstmaligem Sozialhilfebezug in der 

Schweiz. Unterbrüche im Bezug führen nicht zu einem Stillstand und 

Neubeginn des Fristenlaufs. Mit dem erstmaligen Sozialhilfebezug 

irgendeines erwachsenen Familienmitglieds beginnt die 7-Jahres-

Frist zu laufen. Falls bereits ein anderes Gemeinwesen in der Schweiz 

WSH ausgerichtet hat, liegt es bei den WSH-Beziehenden, dies nach-

zuweisen. 

Sofern eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist, wird temporär der volle 

GBL nach SKOS ausgerichtet: 

 hilfebedürftige junge Erwachsene mit eigenem Haushalt, wenn zwin-

gende Gründe für die Führung eines eigenen Haushaltes gegeben 

sind und der Grundbedarf für den Lebensunterhalt bereits aufgrund 

der SKOS-Richtlinien um 20 Prozent zu kürzen ist 

 Alleinerziehende mit Kindern unter 3 Jahren 

 Alleinerziehende mit Kindern unter 14 Jahren und einem Arbeitspen-

sum von mehr als 50 % 

 Ehe- und Konkubinatspaare im gleichen Haushalt mit Kindern unter 

3 Jahren und einem Arbeitspensum von insgesamt mindestens 100 

% 

Sofern eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist, wird dauerhaft der volle 

GBL nach SKOS ausgerichtet: 

 

Personen, die in der Schweiz bereits eineinhalb Jahre gearbeitet haben. 

 Als Arbeit im Sinne von § 9 SHV SRL 892a gilt jede bezahlte Tätig-

keit, die einen Anspruch auf Sozialversicherungsleistung ableitet, 
nicht aber die Teilnahme an Integrations- und Beschäftigungspro-

grammen. 

Personen nach sieben Jahren seit dem ersten Kontakt mit der Sozialhilfe 

 Die „7-Jahres-Frist“ beginnt mit erstmaligem Sozialhilfebezug in der 

Schweiz. Unterbrüche im Bezug führen nicht zu einem Stillstand und 

Neubeginn des Fristenlaufs. Mit dem erstmaligen Sozialhilfebezug 

irgendeines erwachsenen Familienmitglieds beginnt die 7-Jahres-

Frist zu laufen. Falls bereits ein anderes Gemeinwesen in der Schweiz 

WSH ausgerichtet hat, liegt es bei den WSH-Beziehenden, dies 

nachzuweisen. 

Sofern eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist, wird temporär der volle 

GBL nach SKOS ausgerichtet: 

 hilfebedürftige junge Erwachsene mit eigenem Haushalt, wenn zwin-

gende Gründe für die Führung eines eigenen Haushaltes gegeben 

sind und der Grundbedarf für den Lebensunterhalt bereits aufgrund 

der SKOS-Richtlinien um 20 Prozent zu kürzen ist 

 Alleinerziehende mit Kindern unter 3 Jahren 

 Alleinerziehende mit Kindern unter 14 Jahren und einem Arbeits-

pensum von mehr als 50 % 

 Ehe- und Konkubinatspaare im gleichen Haushalt mit Kindern unter 

3 Jahren und einem Arbeitspensum von insgesamt mindestens 100 

% 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
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 Ehe- und Konkubinatspaare im gleichen Haushalt mit Kindern bis 14 

Jahren und einem Arbeitspensum von insgesamt mindestens 150 % 

Nach Ablauf der Bedingung ist die Anwendung von § 9 SHV  SRL 892a 

 erneut zu prüfen. 

In allen anderen Fällen wird der Grundbedarf wie folgt reduziert 

 bei einem 1-Personen-Haushalt auf 85 % des Grundbedarfs nach 

den SKOS-Richtlinien 

 bei einem Mehrpersonenhaushalt auf 90 % des Grundbedarfs nach 

den SKOS-Richtlinien 

Für die Zuordnung zu den 1- oder Mehrpersonenhaushalten ist nicht die 

Grösse der Unterstützungseinheit ausschlaggebend. Es ist vom Grundbedarf 

auszugehen, welcher ohne Anwendung von § 9 SHV SRL 892a im konkreten 

Fall ausgerichtet würde. In jenen Fällen, in denen der Grundbedarf für den 1-

Personen-Haushalt (CHF 1’031.00) angerechnet würde, wird dieser auf 85 Pro-

zent reduziert (CHF 876.00); in allen übrigen Fällen auf 90 Prozent. 

 

Spezialregelungen 

 

Junge Erwachsene 

 Bei jungen Erwachsenen, in denen der Grundbedarf bereits gestützt 

auf die SKOS-RL C.3.2 (Junge Erwachsene in Zweck-Wohngemein-

schaft) reduziert wurde und welche sich um ihre berufliche Integra-

tion bemühen, kommt § 9 Abs. 1 Bst. b SHV SRL 892a nicht zur An-

wendung. 

 

 

 

 Ehe- und Konkubinatspaare im gleichen Haushalt mit Kindern bis 14 

Jahren und einem Arbeitspensum von insgesamt mindestens 150 % 

Nach Ablauf der Bedingung ist die Anwendung von § 9 SHV  SRL 892a 

 erneut zu prüfen. 

In allen anderen Fällen wird der Grundbedarf wie folgt reduziert 

 bei einem 1-Personen-Haushalt auf 85 % des Grundbedarfs nach 

den SKOS-Richtlinien 

 bei einem Mehrpersonenhaushalt auf 90 % des Grundbedarfs nach 

den SKOS-Richtlinien 

Für die Zuordnung zu den 1- oder Mehrpersonenhaushalten ist nicht die 

Grösse der Unterstützungseinheit ausschlaggebend. Es ist vom Grundbedarf 

auszugehen, welcher ohne Anwendung von § 9 SHV SRL 892a im konkreten 

Fall ausgerichtet würde. In jenen Fällen, in denen der Grundbedarf für den 1-

Personen-Haushalt (CHF 1’031.001'061.00) angerechnet würde, wird dieser 

auf 85 Prozent reduziert (CHF 876.00902.00; in allen übrigen Fällen auf 90 

Prozent. 

 

Spezialregelungen 

 

Junge Erwachsene 

 Bei jungen Erwachsenen, in denen der Grundbedarf bereits gestützt 

auf die SKOS-RL C.3.2 (Junge Erwachsene in Zweck-Wohngemein-

schaft) reduziert wurde und  

o welche sich um ihre berufliche Integration bemühen, oder  

o eine angemessene Erwerbstätigkeit ausüben oder  

o eigene Kinder betreuen, 

kommt § 9 Abs. 1 Bst. b SHV SRL 892a nicht zur Anwendung. 

 Für junge Erwachsene mit eigenem Haushalt siehe obige Ausführun-

gen. 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://rl.skos.ch/lexoverview-home/lex-RL_C_3_2
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://rl.skos.ch/lexoverview-home/lex-RL_C_3_2
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
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Personen in stationären Einrichtungen 

 Sie erhalten an Stelle des Grundbedarfs für den Lebensunterhalt eine 

Pauschale zur Deckung der nicht im Pensionsarrangement enthalte-

nen Ausgabepositionen. Da es sich bei dieser Pauschale nicht um 

den Grundbedarf im Sinne von § 9 SHV  SRL 892a handelt, ist dieser 

Paragraph nicht anwendbar. 

Getrennte Ehe- und Konkubinatspartner 

 Falls eine Familieneinheit getrennt wird, die zuvor mit vollem GBL 

unterstützt wurde, werden beide Partner weiterhin mit vollem GBL 

unterstützt, unabhängig davon, ob sie die Bedingungen von § 9 

SHV SRL 892a als Person erfüllen. 

Spezialfälle Familien 

 Bei Familien mit Familiennachzug werden die Fristen für die Ehegat-

ten getrennt berechnet. Für die mitunterstützten Kinder gilt der 

frühere Fristbeginn. 

Laufende Fälle 

 

 § 9 SHV SRL 892a kommt nicht nur bei neuen, sondern auch bei lau-

fenden Unterstützungsfällen zur Anwendung. In jenen Fällen, in wel-

chen es nach Anwendung von § 9 SHV SRL 892a zu einer Reduktion 

des Grundbedarfs kommt, sind die unterstützten Personen zu infor-

mieren. Die Neuberechnung ist entweder mit einer Verfügung, wel-

che mit einer Begründung (Anpassung GBL nach § 9 SHV SRL 892a) 

und einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist, oder mündlich mit 

Übergabe des neuen Budgets zu eröffnen, wobei im zweiten Fall den 

 

Personen in stationären Einrichtungen 

 Sie erhalten an Stelle des Grundbedarfs für den Lebensunterhalt 

eine Pauschale zur Deckung der nicht im Pensionsarrangement ent-

haltenen Ausgabepositionen. Da es sich bei dieser Pauschale nicht 

um den Grundbedarf im Sinne von § 9 SHV  SRL 892a handelt, ist 

dieser Paragraph nicht anwendbar. 

Getrennte Ehe- und Konkubinatspartner 

 Falls eine Familieneinheit getrennt wird, die zuvor mit vollem GBL 

unterstützt wurde, werden beide Partner weiterhin mit vollem GBL 

unterstützt, unabhängig davon, ob sie die Bedingungen von § 9 

SHV SRL 892a als Person erfüllen. 

Spezialfälle Familien 

 Bei Familien mit Familiennachzug werden die Fristen für die Ehegat-

ten getrennt berechnet. Für die mitunterstützten Kinder gilt der 

frühere Fristbeginn. 

Laufende Fälle 

 Während dem laufenden Sozialhilfebezug kann eine Reduktion des 

GBL nach § 9 SHV neu hinzutreten oder wegfallen. Die Anwendung 

von § 9 SHV (Bemessung des GBL) ist deshalb nicht nur beim Eintritt 

in die Sozialhilfe, sondern regelmässig zu prüfen.  

 § 9 SHV SRL 892a kommt nicht nur bei neuen, sondern auch bei lau-

fenden Unterstützungsfällen zur Anwendung. In jenen Fällen, in wel-

chen es nach Anwendung von § 9 SHV SRL 892a zu einer Reduktion 

des Grundbedarfs kommt, sind die unterstützten Personen zu infor-

mieren. Die Neuberechnung ist entweder mit einer Verfügung, wel-

che mit einer Begründung (Anpassung GBL nach § 9 SHV SRL 892a) 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
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unterstützten Personen die Gründe zu erklären und sie darauf hinzu-

weisen sind, dass sie eine anfechtbare Verfügung verlangen können. 

 

und einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen ist, oder mündlich mit 

Übergabe des neuen Budgets zu eröffnen, wobei im zweiten Fall 

den unterstützten Personen die Gründe zu erklären und sie darauf 

hinzuweisen sind, dass sie eine anfechtbare Verfügung verlangen 

können. 

 

   

 d) Unterstützung für Personen in familienähnlichen Wohn- und Lebens-

gemeinschaften 

 

Berechnung der wirtschaftlichen Sozialhilfe 

[…]  

Die Leistung des GBL beläuft sich gesamthaft auf CHF 2’206. Dieser Betrag 

wird nun durch 4 geteilt (Haushaltsgrösse = 4 Personen) und ergibt die einer 

Person zustehende Monatspauschale von gerundet CHF 551.50. 

 

Somit hat eine in einem 4-Personen-Haushalt lebende Person unter dem Titel 

GBL Anspruch auf eine von der tatsächlichen Haushaltsgrösse abhängige Mo-

natspauschale von CHF 551.50. 

 

d) Unterstützung für Personen in familienähnlichen Wohn- und Lebens-

gemeinschaften 

 

Berechnung der wirtschaftlichen Sozialhilfe 

[…]  

Die Leistung des GBL beläuft sich gesamthaft auf CHF 2'206 2'271.00. Dieser 

Betrag wird nun durch 4 geteilt (Haushaltsgrösse = 4 Personen) und ergibt 

die einer Person zustehende Monatspauschale von gerundet CHF 

551.50568.00. 

 

Somit hat eine in einem 4-Personen-Haushalt lebende Person unter dem Titel 

GBL Anspruch auf eine von der tatsächlichen Haushaltsgrösse abhängige Mo-

natspauschale von CHF 551.50568.00. 

 

   

C.3.2 Grundbedarf im Besonderen  Grundbedarf im Besonderen  

C.3.2.2 c) Personen in stationären Einrichtungen 

 

Der GBL für Personen in stationären Einrichtungen orientiert sich an den kan-

tonal anerkannten Beiträgen für persönliche Auslagen im Geltungsbereich des 

Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und 

Invalidenversicherung (ELG). Gemäss Art. 10 Abs. 2 Bst. b ELG i.V.m. § 2 Ver-

ordnung über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV (SRL-Nr. 881a) betragen 

die Pauschalen für persönliche Auslagen  

c) Personen in stationären Einrichtungen 

 

Der GBL für Personen in stationären Einrichtungen orientiert sich an den kan-

tonal anerkannten Beiträgen für persönliche Auslagen im Geltungsbereich 

des Bundesgesetzes über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- 

und Invalidenversicherung (ELG). Gemäss Art. 10 Abs. 2 Bst. b ELG i.V.m. § 2 

Verordnung über die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV (SRL-Nr. 881a) betra-

gen die Pauschalen für persönliche Auslagen  
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 für pflegebedürftige Personen, die dauernd oder längere Zeit in einem 

Spital, in einem Pflegeheim oder in einer Pflegeabteilung leben, und für 

Personen in einer Einrichtung für Behinderte, die eine Hilflosenentschädi-

gung für eine Hilflosigkeit mittleren oder schweren Grades beziehen: 

352.00 pro Monat (21% von CHF 20'100.00) und  

 für nicht pflegebedürftige Personen, die dauernd oder längere Zeit in ei-

nem Heim leben, und für Personen in einer Einrichtung für Behinderte, die 

keine Hilflosenentschädigung oder eine solche für eine Hilflosigkeit leich-

ten Grades beziehen: CHF 469.00 pro Monat (28% von CHF 20'100.00).  

 

 für pflegebedürftige Personen, die dauernd oder längere Zeit in einem 

Spital, in einem Pflegeheim oder in einer Pflegeabteilung leben, und für 

Personen in einer Einrichtung für Behinderte, die eine Hilflosenentschädi-

gung für eine Hilflosigkeit mittleren oder schweren Grades beziehen: 

352.00362.00 pro Monat (21% von CHF 20'100.0020'670.00) und  

 für nicht pflegebedürftige Personen, die dauernd oder längere Zeit in ei-

nem Heim leben, und für Personen in einer Einrichtung für Behinderte, 

die keine Hilflosenentschädigung oder eine solche für eine Hilflosigkeit 

leichten Grades beziehen: CHF 469.00482.00 pro Monat (28% von 

CHF 20'100.0020'670.00).  

 

   

 Beilage C32i -  Beilage C32i -  

 […] 

 
[…] 

[…] 

 
[…] 

 

   

 Beilage C32j – Pflegekosten bei Unterbringung in sozialen Einrichtungen Beilage C32j – Pflegekosten bei Unterbringung in sozialen Einrichtungen 

 […] 

 
[…] 

 

[…] 

 
[…] 

 

   

C.4 Wohnen Wohnen 

C.4.3 Beginn und Beendigung von Mietverhältnissen Beginn und Beendigung von Mietverhältnissen 

 b) Antritt und Beendigung von Mietverhältnissen – Wegzug aus der Ge-

meinde (Übergangsmonat) 

b) Antritt und Beendigung von Mietverhältnissen – Wegzug aus der Ge-

meinde (Übergangsmonat) 
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Bei einem Wegzug aus der Gemeinde sollte das bisherige Sozialhilfeorgan ab-

klären, ob der künftige Mietzins in der neuen Gemeinde akzeptiert wird. In 

der Regel werden beim Wegzug nebst der Miete die weiteren Unterstüt-

zungsleistungen für den ersten Monat vom bisherigen Sozialhilfeorgan aus-

gerichtet. 

Bei einem Wechsel des Unterstützungswohnsitzes innerhalb des Kantons 

bleibt während des ersten Monats nach dem Wegzug die bisherige Einwoh-

nergemeinde zuständig (§ 16 Abs. 1bis SHG).  

 

Zieht die hilfebedürftige Person aus der bisherigen Gemeinde weg und zieht 

im kommenden Monat in eine andere Luzerner Gemeinde zu, bleibt die bis-

herige Gemeinde während des ersten Monats nach dem Wegzug unterstüt-

zungspflichtig. Zieht die Person demgegenüber am 1. oder im weiteren Ver-

lauf des Monats aus der Gemeinde weg, bleibt die bisherige Gemeinde bis 

am Ende des darauffolgenden Kalendermonats für die wirtschaftliche Sozial-

hilfe zuständig.  

 

Aus Beweisgründen empfiehlt es sich, für den Wegzug auf das Ende des 

Mietvertrages abzustellen.  

 

Beispiele: 

Eine hilfebedürftige Person zieht am 31. Mai aus der Gemeinde X weg und 

zieht in die Gemeinde Y. Die Gemeinde X bleibt für den ganzen Monat Juni 

für die wirtschaftliche Sozialhilfe zuständig.  

 

Zieht eine Person am 1. oder im weiteren Verlauf des Monats Juli aus der Ge-

meinde X weg und zieht in die neue Gemeinde Y, bleibt bis Ende August die 

Gemeinde X für die wirtschaftliche Sozialhilfe zuständig.  

 

Bei einem Wegzug aus der Gemeinde sollte das bisherige Sozialhilfeorgan 

abklären, ob der künftige Mietzins in der neuen Gemeinde akzeptiert wird. In 

der Regel werden beim Wegzug nebst der Miete die weiteren Unterstüt-

zungsleistungen für den ersten Monat vom bisherigen Sozialhilfeorgan aus-

gerichtet. 

   

C.5 Medizinische Grundversorgung Medizinische Grundversorgung 

 b) Franchise und Kostenbeteiligung Krankenkasse 

[…] 

b) Franchise und Kostenbeteiligung Krankenkasse 

[…] 
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Für Medikamente müssen Patientinnen und Patienten seit 1.1.2006 auf Origi-

nalpräparate einen Selbstbehalt von 20% bezahlen, wovon 5 % immer zulas-

ten der Patientinnen und Patienten gehen, auch wenn der Selbstbehalt von 

CHF 700 bereits erreicht wurde (vgl. Art. 104a Abs. 2 KVV). Daher ist die Klien-

tel darauf aufmerksam zu machen, jeweils die billigeren Generika zu verlan-

gen, auf die in der Regel lediglich 10 % Selbstbehalt zu entrichten ist. Die 

Selbstbehalte für Medikamente sind von der Sozialhilfe zu übernehmen, auch 

wenn statt des Generikums ein Originalpräparat verwendet wurde. 

 

Selbstbehalte für Medikamente sind von der Sozialhilfe zu übernehmen, auch 

wenn Arzneimittel, die mit einem erhöhten Selbstbehalt (vgl. Art. 104a KVV) 

belegt sind, bezogen werden. Die Klientel ist jedoch darauf aufmerksam zu 

machen, zukünftig Arzneimittel, die nicht mit einem erhöhten Selbstbehalt 

belegt sind, zu beziehen. Allfällige erhöhte Selbstbehalte sind jedoch auch zu 

übernehmen, wenn weiterhin Arzneimittel, die mit einem erhöhten Selbstbe-

halt belegt sind, bezogen werden. 

 

   

C.6. Situationsbedingte Leistungen (SIL)  Situationsbedingte Leistungen (SIL)  

C.6.2 Bildung Bildung 

 j) Finanzierung von Aus- und Weiterbildung / Stipendien 

Regelung betreffend Übernahme von Aus- und Weiterbildungskosten sowie 

Stipendien.  

j) Finanzierung von Aus- und Weiterbildung / Stipendien 

 

Neustrukturierung des ganzen Abschnittes. Zudem wird präzisiert, ob und wel-

che Eigenleistungen zu berücksichtigen sind und wie vorzugehen ist, wenn eine 

hilfebedürftige Person zu Beginn der Unterstützung keiner Erwerbstätigkeit 

nachgeht.  

 

   

C.6.5 Gesundheit Gesundheit 

 f) Alternativmedizin oder andere Leistungen  f) Alternativmedizin oder andere Leistungen 

 Es werden keine Selbstbehalte aus Leistungsabrechnungen nach Bundesge-

setz über den Versicherungsvertrag (VVG), z. B. Akupunktur und andere Alter-

nativmedizin, zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe übernommen. 

Es werden keine Selbstbehalte aus Leistungsabrechnungen nach Bundesge-

setz über den Versicherungsvertrag (VVG), z. B. Akupunktur und andere Alter-

nativmedizin, können zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe übernommen 

werden, wenn sie den Zielen der Sozialhilfe dienen. 

   

 j) Diätkosten  

Weil gemäss einem Urteil des  eidg. Versicherungsgerichtes vom 6. April 2006 

(P47/05) eine Diabetesdiät nicht zwingend mit höheren Kosten verbunden ist, 

j) Diätkosten 

Weil gemäss einem Urteil des  eidg. Versicherungsgerichtes vom 6. April 2006 

(P47/05) eine Diabetesdiät nicht zwingend mit höheren Kosten verbunden ist, 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/3867_3867_3867/de
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=5.4.2006&to_date=7.4.2006&sort=relevance&subcollection_mSv=on&subcollection_mI39=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=P47%2F05&rank=7&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F06-04-2006-P_47-2005&number_of_ranks=24
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=5.4.2006&to_date=7.4.2006&sort=relevance&subcollection_mSv=on&subcollection_mI39=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=P47%2F05&rank=7&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F06-04-2006-P_47-2005&number_of_ranks=24
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=5.4.2006&to_date=7.4.2006&sort=relevance&subcollection_mSv=on&subcollection_mI39=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=P47%2F05&rank=7&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F06-04-2006-P_47-2005&number_of_ranks=24
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=5.4.2006&to_date=7.4.2006&sort=relevance&subcollection_mSv=on&subcollection_mI39=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=P47%2F05&rank=7&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F06-04-2006-P_47-2005&number_of_ranks=24
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kann für Diätkosten grundsätzlich kein bedarfsabhängiger Zuschlag zu Lasten 

der wirtschaftlichen Sozialhilfe übernommen werden. 

Tatsächliche Mehrkosten gegenüber einer ausgewogenen Ernährung entste-

hen nur noch in vereinzelten Ausnahmefällen (z.B. Zöliakie = Glutenunver-

träglichkeit). In solchen Ausnahmefällen können die Mehrkosten, nach Vorlie-

gen eines ärztlichen Zeugnisses zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe 

übernommen werden. 

 

kann für Diätkosten grundsätzlich kein bedarfsabhängiger Zuschlag zu Lasten 

der wirtschaftlichen Sozialhilfe übernommen werden. 

Tatsächliche Mehrkosten gegenüber einer ausgewogenen Ernährung entste-

hen nur noch in vereinzelten Ausnahmefällen (z.B. Zöliakie = Glutenunver-

träglichkeit). In solchen Ausnahmefällen können die Mehrkosten (max. 

CHF 175.00 pro Monat, vgl. § 11 Abs. 1 SRL Nr. 881b - Verordnung über die 

Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten bei den Ergänzungsleis-

tungen), nach Vorliegen eines ärztlichen Zeugnisses zu Lasten der wirtschaft-

lichen Sozialhilfe übernommen werden. 

 

   

C. 6.7 Integrationszulage für Nichterwerbstätige (IZU) Integrationszulage für Nichterwerbstätige (IZU) 

(Ergän-

zung) 

Beilage C67 – Integrationszulage für Nichterwerbstätige – IZU 

 

[…] 

 

Beilage C67 – Integrationszulage für Nichterwerbstätige – IZU 

 

[…] 

 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/881b
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/881b
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/881b
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D. Leistungsbemessung Leistungsbemessung 

D.1 Einnahmen Einnahmen 

 b) Einkommen von Minderjährigen 

 

[…] 

Beispiel für Lehrling mit Überschuss aus dem Lehrlingseinkommen 

 

Budgetbeispiel für Lehrlinge ohne Überschuss aus dem Lehrlingseinkom-

men 

 

b) Einkommen von Minderjährigen 

 

[…] 

Beispiel für Lehrling mit Überschuss aus dem Lehrlingseinkommen 

Anpassung der Zahlen an den neuen Grundbedarf 

 

Budgetbeispiel für Lehrlinge ohne Überschuss aus dem Lehrlingsein-

kommen 

Anpassung der Zahlen an den neuen Grundbedarf 
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D.4 Finanzielle Ansprüche gegenüber Dritten  

D.4.2 Elterliche Unterhaltspflichten  

 b) Alimentenbevorschussung 

 

[…] 

Der Maximalbetrag pro Kind und Monat beträgt CHF 956.00, es handelt sich 

hier um den Betrag gemäss AHVG, auf welches § 46 Abs. 2 SHG  

 SRL 892 verweist (maximale Waisenrente); siehe aktuelle Beträge:  

 https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ahv/grundla-

gen-gesetze/leistungen-finanzierung.html 

 

 

b) Alimentenbevorschussung 

 

[…] 

Der Maximalbetrag pro Kind und Monat beträgt CHF 956.001’008.00, es han-

delt sich hier um den Betrag gemäss AHVG, auf welches § 46 Abs. 2 SHG  

 SRL 892 verweist (maximale Waisenrente); siehe aktuelle Beträge:  

 https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ahv/grundla-

gen-gesetze/leistungen-finanzierung.html 

 

 c) Internationales Alimenteninkasso  

 

Die Gesuche für das internationale Alimenteninkasso sind von den Gemeinde-

sozialämtern an die Dienststelle Soziales und Gesellschaft, Rösslimattstrasse 

37, 6002 Luzern, zur Weiterbearbeitung weiterzuleiten. 

 

c) Internationales Alimenteninkasso  

 

Seit dem 1. Januar 2024 ist der Kanton Luzern für die Aufgaben im Bereich 

des internationalen Alimenteninkasso zuständig. Der Kanton Luzern hat die 

Aufgabe der Inkassohilfe in grenzüberschreitenden Fällen an die Stadt Sursee 

übertragen.  

 

Die Gesuche für das internationale Alimenteninkasso sind von den Gemein-

desozialämtern an die Stadtverwaltung Sursee, regionale Alimentenfachstelle 

Sursee, Centralstrasse 9, 6210 Sursee Dienststelle Soziales und Gesellschaft, 

Rösslimattstrasse 37, 6002 Luzern, zur Weiterbearbeitung weiterzuleiten. 

 

   

E. Rückerstattung Rückerstattung 

E.2. Rechtmässig bezogene Leistungen Rechtmässig bezogene Leistungen 

E.2.2 Bevorschusste Leistungen Bevorschusste Leistungen 

 b) Krankenversicherung / Prämienverbilligung b) Krankenversicherung / Prämienverbilligung 

https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ahv/grundlagen-gesetze/leistungen-finanzierung.html
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ahv/grundlagen-gesetze/leistungen-finanzierung.html
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ahv/grundlagen-gesetze/leistungen-finanzierung.html
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ahv/grundlagen-gesetze/leistungen-finanzierung.html
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Resultiert aus der Prämienverbilligung ein Überschuss, ist dieser Betrag direkt 

an die Krankenkasse zu überweisen: Sie bewirkt dann im Folgejahr eine Prä-

mienreduktion. 

Resultiert aus der Prämienverbilligung ein Überschuss, ist dieser Betrag direkt 

an die Krankenkasse zu überweisen: Sie bewirkt dann im Folgejahr eine Prä-

mienreduktion. 

 

 

  

Anhang 1 […] 

 

Für junge Erwachsene gelten die Zusatzregelungen in SKOS-RL C.3.2 und 

C.4.2 Grundbedarf und Wohnkosten bei jungen Erwachsenen. 

 

Frühstück (F) CHF 3.00 pro Tag  CHF 90.00 pro Monat 

Mittagessen (M) CHF 8.00 pro Tag  CHF 240.00 pro Monat 

Nachtessen (N) CHF 6.00 pro Tag CHF 180.00 pro Monat 

 

Energiekosten, pauschal (E) CHF 60.00 pro Monat 

Beim Energiekostenabzug sind auch 

Minderauslagen wie Toilettenpapier, 

Putzzeug u.ä. inbegriffen 

 

Radio/TV-Gebühren, Serafe (R) CHF 28.00 pro Monat1 

 

 

 

Bei Zimmern ohne Kochgelegenheit werden zusätzlich CHF 200 pro Monat 

für auswärtige Verpflegung bezahlt. 

 

Bei Zimmern mit beschränkter Kochgelegenheit werden zusätzlich CHF 100 

pro Monat für auswärtige Verpflegung bezahlt. 

 

 

[…] 

 

Für junge Erwachsene gelten die Zusatzregelungen in SKOS-RL C.3.2 und 

C.4.2 Grundbedarf und Wohnkosten bei jungen Erwachsenen. 

 

Frühstück (F) CHF 2.00 pro Tag  CHF 60.00 pro Monat 

Mittagessen (M) CHF 6.00 pro Tag  CHF 180.00 pro Monat 

Nachtessen (N) CHF 5.00 pro Tag CHF 150.00 pro Monat 

 

Radio/TV-Gebühren, Serafe (R) CHF 28.00 pro Monat 

Internet (I) CHF 15.00 pro Monat 

TV (T) CHF 15.00 pro Monat 

Energiekosten (E) CHF 48.00 pro Monat 

Beim Energiekostenabzug sind auch 

Minderauslagen wie Toilettenpapier, 

Putzzeug u.ä. inbegriffen 

 

 

Bei Zimmern ohne Kochgelegenheit werden zusätzlich CHF 200 pro Monat 

für auswärtige Verpflegung bezahlt. 

 

Bei Zimmern mit beschränkter Kochgelegenheit werden zusätzlich CHF 

100 pro Monat für auswärtige Verpflegung bezahlt. Von einer beschränkten 

Kochgelegenheit ist auszugehen, wenn die Benützung der Küche zeitlich stark 

eingeschränkt ist oder die Küche nicht über die notwendige Ausstattung ver-

fügt. 
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Fussnoten: 

 […] 
6 Siehe Fussnote 7 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Fussnoten: 

[…] 
6 Siehe Fussnote 5 
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Anhang 2 Mietzinsrichtlinie 

 

[…] 

In der nachfolgenden Übersicht sind alle Luzerner Gemeinden aufgeführt und 

mittels Link wird auf die aktuellen Mietzinsrichtlinien (inkl. Angaben zum In-

kraftreten der Mietzinsrichtlinie) oder auf die Kontaktangaben der Gemeinde-

kanzlei/des Sozialdienstes verwiesen. 

 

Mietzinsrichtlinie 

 

[…] 

In der nachfolgenden Übersicht sind alle Luzerner Gemeinden aufgeführt und 

mittels Link wird auf die aktuellen Mietzinsrichtlinien (inkl. Angaben zum In-

kraftreten der Mietzinsrichtlinie) oder auf die Kontaktangaben der Gemeinde-

kanzlei/des Sozialdienstes verwiesen. 

 

   

Anhang 3  Hausrat und Haftpflichtversicherung 

 

[…] 

 

Hausrat- und Haftpflichtversicherung 

 

[…] 

 



Luzerner Handbuch zur Sozialhilfe 
Ausgabe 14 vom Januar 2025 

 

Version 2         - 17 - 

Kapitel Alt Neu (Änderungen sind rot markiert) 

 

 

5. Selbstbehalte 

 

Selbstbehalte sind grundsätzlich Sache der Klientschaft. Unter Berücksichti-

gung des Einzelfalles sind Abweichungen möglich.  

 

[….] 

 

 

*je 200.00 Selbstbehalt.  

 

5. Selbstbehalte 

 

Selbstbehalte sind grundsätzlich Sache der Klientschaft. Unter Berücksichti-

gung des Einzelfalles sind Abweichungen möglich.  

 

Gemäss SKOS-Richtlinie Kapitel C.6.8 

 

[….] 

 

   

Anhang 5 Merkblatt über die Aufteilung der Kosten der wirtschaftlichen Sozialhilfe 

nach Kopfquoten 

 

Tabellarische Zuordnung der Ausgaben/Einnahmen auf alle Familienangehö-

rige bzw. nach Verursacher-/Empfängerprinzip  

 

Merkblatt über die Aufteilung der Kosten der wirtschaftlichen Sozialhilfe 

nach Kopfquoten Erläuterungen zur Aufteilung der Kosten der wirt-

schaftlichen Sozialhilfe 

 

Totalüberarbeitung des Anhang 5. 

 

Anhang 7 Arbeitsintegration 

[…] 

Geschäftsstelle KAIM:  

Marie-Therese Schmidiger, Leiterin DLZ AA  

Dienstleistungszentrum DLZ Arbeitsmarktliche Angebote  

Gerliswilerstr. 17 / PF 1563  

Arbeitsintegration 

[…] 

Geschäftsstelle KAIM:  

Ladenbergstrasse 39 

6002 Luzern  

https://wira.lu.ch/  

https://wira.lu.ch/
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6021 Emmenbrücke  

https://wira.lu.ch/  

 

Telefon Zentrale      041 / 228 32 80  

Telefon direkt          041 / 228 32 82  

E-Mail                      marie-therese.schmidiger@lu.ch 

 

[…] 

 

 

Telefon direkt      041 / 209 10 30 

 

Marie-Therese Schmidiger, Leiterin DLZ AA  

Dienstleistungszentrum DLZ Arbeitsmarktliche Angebote  

Gerliswilerstr. 17 / PF 1563  

6021 Emmenbrücke  

https://wira.lu.ch/  

 

Telefon Zentrale      041 / 228 32 80  

Telefon direkt          041 / 228 32 82  

E-Mail                      marie-therese.schmidiger@lu.ch 

 

[…] 

 

   

Anhang 

16 

Grundbedarf für den Lebensunterhalt (Stand 1. Januar 2024) 

 

A Grundbedarf für den Lebensunterhalt pro Haushalt und Monat 

B Pauschale Person/Mt. 

C Strom (inkl.): Pauschale von 4.7% des GBL für VA gemäss § 7 Abs. 4 Kanto-

naler Asylverordnung 

Haushalts-
grösse 

Pro Person 
im Tag in 
CHF 

A 
Pauschale / 
Haushalt/Mt. 
In CHF (ge-
rundet) 

B 
Pau-
schale / 
Per-
son/Mt. 
In CHF 
(gerun-
det) 

C 
Strom/pro 
Haushalt in 
CHF 

1 Person 22.40 684.00 684.00 32.00 

2 Personen 18.25 1’114.00 557.00 52.00 

3 Personen 15.70 1’437.00 479.00 68.00 

Grundbedarf für den Lebensunterhalt (Stand 1. Januar 20242025) 

 

A Grundbedarf für den Lebensunterhalt pro Haushalt und Monat 

B Pauschale Person/Mt. 

C Strom (inkl.): Pauschale von 4.7% des GBL für VA gemäss § 7 Abs. 4 Kanto-

naler Asylverordnung 

Haushalts-
grösse 

Pro Person 
im Tag in 
CHF 

A 
Pauschale / 
Haushalt/Mt. 
In CHF (ge-
rundet) 

B 
Pau-
schale / 
Per-
son/Mt. 
In CHF 
(gerun-
det) 

C 
Strom/pro 
Haushalt in 
CHF 

1 Person 23.05 703.05 703.05 33.05 

2 Personen 18.80 1’146.80 573.40 53.90 

3 Personen 16.20 1’482.30 494.10 69.65 

https://wira.lu.ch/
https://wira.lu.ch/
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A Grundbedarf für den Lebensunterhalt pro Haushalt und Monat 

B Pauschale Person/Mt. 

C Strom (inkl.): Pauschale von 4.7% des GBL für VA gemäss § 7 Abs. 4 Kanto-

naler Asylverordnung 

 

 

 

 

4 Personen 14.20 1’736.00 434.00 82.00 

5 Personen 13.35 2’040.00 408.00 96.00 

6 Personen 12.50 2’292.00 382.00 108.00 

7 Personen 11.90 2’541.00 363.00 119.00 

8 Personen 11.45 2’800.00 350.00 132.00 

9 Personen 11.15 3’069.00 341.00 144.00 

Pro weitere 
Person 

10.00   
4.7% vom 
GBL für VA 

 

4 Personen 14.65 1’787.30 446.85 84.00 

5 Personen 13.75 2’096.90 419.40 98.55 

6 Personen 12.90 2’360.70 393.45 110.95 

7 Personen 12.25 2’615.40 373.65 122.90 

8 Personen 11.80 2’879.20 359.90 135.30 

9 Personen 11.50 3’156.75 350.75 148.35 

Pro weitere 
Person 

10.30   
4.7% vom 
GBL für VA 

 



a) Finanzierung von Aus- und Weiterbildung / Stipendien 

Zur Beurteilung, wann Aus- und Weiterbildungskosten übernommen werden, sind die 

SKOS-RL [C.6.2] Erläuterungen c bis f beizuziehen.  

 Klientinnen und Klienten mit Anspruch auf Arbeitslosentaggelder sind an das Regionale 

Arbeitsvermittlungszentrum RAV zu verweisen. 

 

 Zweck einer Aus- oder Weiterbildung: Eine Aus- oder Weiterbildung soll dazu beitragen, 

dass eine gesuchstellende oder unterstützte Person baldmöglichst ein 

existenzsicherndes Einkommen erzielen kann. Dabei ist aber zu beachten, dass 

„persönliche Neigungen“ der unterstützten Person keine hinreichenden Gründe für die 

Finanzierung einer Zweitausbildung darstellen (Wolffers, 1993, S. 149). 

 

 Aufgrund des Subsidiaritätsprinzips hat die Finanzierung von Aus- und Weiterbildung 

sowie des Lebensunterhaltes grundsätzlich durch die hierfür zuständigen öffentlichen 

oder privaten Stellen (z. B. Stipendienstelle mit Stipendien oder Darlehen, Fonds und 

Stiftungen, Ausbildungsstätten und auch das Arbeitsamt) zu erfolgen.  

 

Personen, welche Stipendien und/oder Darlehen beziehen, haben deshalb in der Regel 

keinen Anspruch auf die Finanzierung ihrer Aus- oder Weiterbildung durch 

wirtschaftliche Sozialhilfe. In Ausnahmefällen reichen Stipendien und/oder Darlehen 

nicht aus, um eine sinnvolle Aus- oder Weiterbildung zu finanzieren. Diese 

Ausnahmefälle entstehen, weil die Berechnung der Ausbildungs- und 

Lebenshaltungskosten bei der Stipendiengewährung und die Berechnung der 

wirtschaftlichen Sozialhilfe mit unterschiedlichen Ansätzen erfolgt und sich die 

Stipendien und/oder Darlehen als Beiträge an die Gesamtkosten (und nicht nur an die 

Ausbildungskosten) verstehen. In solchen besonderen Situationen besteht der Anspruch 

auf wirtschaftliche Sozialhilfe weiter.  

 

In Ausbildung stehende Bezügerinnen und Bezüger wirtschaftlicher Sozialhilfe dürfen 

gegenüber Stipendienbeziehenden ohne wirtschaftliche Sozialhilfe nicht bessergestellt 

sein. Bei der Ausbildung der Klientinnen und Klienten muss es sich um eine gemäss 

Stipendiengesetz und Verordnung zum Stipendiengesetz anerkannte Ausbildung 

handeln. Erstausbildungen sind in erster Linie durch die Eltern zu finanzieren. In der 

Regel werden Kosten für Zweitausbildungen nicht zu Lasten der wirtschaftlichen 

Sozialhilfe übernommen. Ausnahmsweise können jedoch über die wirtschaftliche 

Sozialhilfe die Kosten für eine Zweitausbildung übernommen werden, wenn die Person 

auf Grund der Erstausbildung keine Möglichkeit hat, gegenwärtig oder künftig ihre 

Existenz zu sichern. 

 

 Bei der Berechnung eines Anspruchs auf wirtschaftliche Sozialhilfe sind dann auf der 

Ausgabenseite des Budgets alle Lebenshaltungskosten gemäss SKOS und die effektiven 

Ausbildungskosten aufzuführen und auf der Einnahmenseite sind u.a. die gewährten 

Stipendien und/oder Darlehen (auch von Privaten) unabhängig davon, ob sie mehr als 

die reinen Ausbildungskosten decken, voll anzurechnen. Von den Klientinnen und 

Klienten kann sodann ein zumutbarer Beitrag (Eigenleistung) im Sinne der 

Stipendienverfügung (CHF 800.00 für die Erstausbildung auf Sekundarstufe II gemäss § 

21 Abs. 3 lit. a Stipendienverordnung [SRL 575a] bzw. CHF 3'500.00 für alle übrigen 

Ausbildungen gemäss § 21 Abs. 3 lit. b Stipendienverordnung [SRL 575a]) erwartet 

werden (LGVE 2023 VI Nr. 3). Dabei ist bei der Anspruchsprüfung von den tatsächlichen 



Verhältnissen bzw. dem tatsächlichen Einkommen auszugehen. Dies schliesst die 

Anrechnung von hypothetischer bzw. fiktiver Eigenmittel grundsätzlich aus. In 

Anwendung von § 5 SHG [SRL 892] ist deshalb auf die Anrechnung der Eigenleistung zu 

verzichten, namentlich wenn: 

 

a. es der Klientin oder dem Klienten nicht möglich ist, eine Arbeitsstelle zu finden, 

b. gesundheitliche Einschränkungen oder Betreuungspflichten eine Arbeitstätigkeit 

nicht zulassen, 

c. insbesondere jungen Erwachsenen keinerlei (immaterielle) Unterstützung aus dem 

persönlichen Umfeld zukommt 

d. die Aus-/Weiterbildung nachweislich überdurchschnittlich anspruchsvoll ist bzw. 

zeit- und arbeitsintensiv ist 

e. etc. 

 

Es wird von der Zahlung der in der Stipendienverfügung festgelegten Elternbeiträge 

ausgegangen, sofern diese tatsächlich von den Eltern geleistet werden (siehe auch 

nachfolgend Erstausbildung bei Volljährigen). Ein allfälliges Erwerbseinkommen sowie 

von Eltern geleistete Elternbeiträge sind im Budget zu berücksichtigen.  

 

 Geht eine hilfebedürftige Person zu Beginn der Unterstützung keiner 

sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit nach, ist dieser ggf. die Weisung zur 

Arbeitssuche zu erteilen. Wird der Weisung nicht entsprochen, ist der beziehenden 

Person u.a. das rechtliche Gehör zu gewähren und zu prüfen, ob eine Leistungskürzung 

(maximal in der Höhe des Mindesterwerbes gemäss § 21 Abs. 3 lit. b 

Stipendienverordnung [SRL 575a]) in Bezug auf die Höhe als auch die Dauer 

verhältnismässig ist. Die Kürzung ist zu verfügen. 
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Anhang 5 - Erläuterungen zur Aufteilung der Kosten der 
wirtschaftlichen Sozialhilfe 
 
1. Einleitung 
 
In Hausgemeinschaft lebende Ehegatten, eingetragene Partnerinnen oder Partner und 
minderjährige Kinder mit gleichem Unterstützungswohnsitz sind rechnerisch als ein 
Unterstützungsfall zu behandeln. Das bedeutet, dass dafür nur ein Fall bzw. lediglich ein 
Konto zu führen ist. Der Bedarf aller Mitglieder der Unterstützungseinheit ist gemeinsam 
festzulegen und das Einkommen der Eltern bzw. eingetragenen Partnerinnen oder Partner ist 
zusammenzuzählen. 
 
Zu beachten ist aber, dass in der Weiterverrechnung nur diejenigen Personen einer 
Unterstützungseinheit einen Fall bilden, die die jeweiligen 
Weiterverrechnungsvoraussetzungen erfüllen, also z.B. Familienmitglieder mit einer 
ausländischen Staatsangehörigkeit für die Weiterverrechnung nach § 14 Abs. 1 KAsylV. Dem 
kostenersatzpflichtigen Gemeinwesen dürfen nur Sozialhilfekosten weiterverrechnet werden, 
die zugunsten der betreffenden Familienmitglieder ausgerichtet werden. 
 
Für die Weiterverrechnung ist daher zunächst bedeutsam, welche Unterstützungsleistungen 
dem Unterhalt der gesamten Familie dienen und damit nach dem Kopfteilungsprinzip 
gleichmässig durch die Zahl der im jeweiligen Haushalt lebenden Familienmitglieder geteilt 
werden müssen), und welche Auslagen ausschliesslich durch die persönlichen Bedürfnisse 
eines bestimmten Familienmitglieds verursacht werden. Dasselbe gilt für die Einnahmen, 
auch diese dienen entweder der Deckung des Familienunterhalts oder kommen 
ausschliesslich einem bestimmten Familienmitglied zugute. Um ermitteln zu können, welche 
Sozialhilfeauslagen im konkreten Fall einem kostenersatzpflichtigen Gemeinwesen 
weiterverrechnet werden dürfen, müssen daher die in einem Unterstützungsfall anfallenden 
Auslagen und Einnahmen nach der so genannten Quotenbuchung entweder auf den ganzen 
Fall oder auf eine bestimmte Person verbucht werden (vgl. nachfolgend Ziff. 2). 
 
Für die Weiterverrechnung ist im Weiteren von Bedeutung, in welchem Zeitpunkt und für 
welche Periode Auslagen entstehen oder Einnahmen zu verbuchen sind. Läuft 
beispielsweise die Kostenersatzpflicht Mitte eines Monats ab, kann nicht unbesehen der 
gesamte Betrag der für den betreffenden Monat ausgerichteten Sozialhilfeleistung 
weiterverrechnet werden. Die Kostenersatzpflicht erstreckt sich vielmehr grundsätzlich nur 
auf Leistungen, die der Deckung des Unterhalts bis zum Datum, an welchem die 
Ersatzpflicht endet, dienen. Auslagen und Einnahmen sind entsprechend ihrem Zweck und 
dem Zeitpunkt, in welchem sie anfallen bzw. entstehen, zu verbuchen (Periodenbuchung, 
vgl. nachfolgend Ziff. 3). 
 

2. Quotenbuchung 
 
2.1. Auslagen  

 
Nachfolgende Tabelle regelt die Auslagen, welche insbesondere auf die ganze 
Unterstützungseinheit fallen und damit nach dem Kopfteilungsprinzip aufzuteilen sind 
(Verbuchung auf den Fall; linke Seite). Demgegenüber sind ausschliesslich für die 
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persönlichen Bedürfnisse eines bestimmten Familienmitglieds entrichtete 
Sozialhilfeleistungen nicht aufzuteilen (Verbuchung auf die Person; rechte Seite).  

 

Verbuchung auf den Fall Verbuchung auf die Person 

Grundbedarf für den Lebensunterhalt Aus- und Weiterbildungskosten, Auslagen für 
Schule 

Wohnkosten, inkl. mietrechtlich anerkannte 
Nebenkosten 

Gesundheitskosten (z.B. 
Kostenbeteiligungen, Zahnarztkosten, 
medizinische Hilfsmittel) 

familienergänzende Kinderbetreuung Prämien für Zusatzversicherungen nach 
VVG 

Sozialpädagogische Familienbegleitung und 
andere ambulante 
Kindesschutzmassnahmen 

Gebühren z.B. für Ausweis, Pass oder 
Aufenthaltsbewilligung 

Einkommensfreibeträge  Personenbezogene situationsbedingte 
Leistungen (ohne Erwerbsunkosten in Bezug 
auf den ersten Arbeitsmarkt, z.B. 
berufsdiagnostische Abklärungen, Schul-, 
Ferienlager, Musikschule, auswärtige 
Verpflegung in Bezug auf 
Integrationsmassnahmen) 

Erwerbsunkosten (in Bezug auf ersten 
Arbeitsmarkt) 

Fremdplatzierung/ausserfamiliäre 
Unterbringung und institutionelles Wohnen 

Prämien für Hausrat- und 
Haftpflichtversicherungen etc. 

Integrationszulagen für Nicht-Erwerbstätige 
(IZU) 

 
Beruht die Bedürftigkeit der Unterstützungseinheit einzig auf solchen Auslagen (wie z.B. 
auf einer teuren Therapie), so sollen die (nur deshalb) ausgerichteten 
Sozialhilfeleistungen nicht geteilt werden. In solchen Fällen kann das betroffene 
Familienmitglied als eigener Unterstützungsfall geführt werden.  
 
2.2. Einnahmen  
 

Verbuchung auf den Fall Verbuchung auf die Person 

Erwerbseinkommen erwachsener Personen 
in einer Unterstützungseinheit 

Erwerbseinkommen von Minderjährigen 

Verwandtenunterstützungsbeiträge Rückerstattungen von Krankenkassen 

(weitere) Einnahmen erwachsener Personen 
in einer Unterstützungseinheit (z.B. Taggelder 
der Arbeitslosenversicherung, Taggelder der 
Kranken- oder Unfallversicherung) 

Betreuungs- und Barunterhalt 

 Stipendien 

 
Bezüglich Erwerbseinkommen von Minderjährigen wird auf die Ausführungen D.1., b) 
Einkommen von Minderjährigen verwiesen. Ein allfälliger Einnahmenüberschuss des 
Kindes darf nicht dem Rest der Familie angerechnet werden. Der Überschuss bildet 
vielmehr Kindesvermögen, das grundsätzlich nicht zur Deckung des Familienunterhalts 
gebraucht werden darf. 
Der Betreuungsunterhalt dient der Deckung des Lebensunterhalts und stellt neben dem 
Barunterhalt Teil des Kindesunterhalts dar. Im Gegensatz zum Barunterhalt, welcher als 
Einkommen des Kindes zu verbuchen ist, ist der Betreuungsunterhalt im 
Unterstützungsbudget des alleinerziehenden bzw. (haupt-)betreuenden Elternteils als 
personenbezogene Einnahme anzurechnen (Merkblatt der SKOS über die Auswirkungen 
des revidierten Rechts zum Kindesunterhalt auf die Sozialhilfe vom 12. Dezember 2016, 
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Ziff. 3). Dies gilt unabhängig davon, ob die Kosten der wirtschaftlichen Unterstützung 
nach ZUG bzw. SHG weiterverrechnet werden können oder nicht. 
 
 

3. Periodenbuchung 
 
3.1. Auslagen 

 
3.1.1. Verbuchung auf den Tag 
Die folgenden Auslagen sind auf den Tag genau zu verbuchen, d.h. die Kosten für 
den Monat sind auf die Tage des betreffenden Monats aufzuteilen und können dem 
kostenpflichtigen Gemeinwesen von Tag an, an welchem die Kostenersatzpflicht zu 
laufen beginnt, bzw. bis zum Tag, an dem die Kostenersatzpflicht endet, in Rechnung 
gestellt werden: 
- Grundbedarf für den Lebensunterhalt 
- Unterkunft (z.B. Not- und Schutzunterkünfte, Pension, Hotel), 
- Stationärer medizinischer/therapeutischer Aufenthalt 
- Sozialpädagogische Familienbegleitung und weitere ambulante 

Kinderschutzmassnahmen.  
  
3.1.2. Verbuchung auf den Monat 
Einige Auslagen können nicht tageweise beglichen werden, sondern müssen jeweils 
für den ganzen Monat im Voraus geleistet werden. Diese Auslagen sind 
dementsprechend auf den betreffenden Monat zu buchen. Solche Auslagen sind 
insbesondere: 
- Prämien für Zusatzversicherungen nach VVG  
- Miete/Wohnkosten im Bereich der innerkantonalen Weiterverrechnung,  
- Kosten für Aus- und Weiterbildungskurse, 
- Einkommensfreibetrag: Dieser hängt von der Lohnzahlung ab, welche 

nachschüssig, d.h. für bereits geleistete Arbeit, ausgerichtet wird. Da sich der 
Einkommensfreibetrag somit jeweils auf den Vormonat bezieht, kann er bei Ablauf 
der Weiterverrechnungsfrist vollumfänglich weiterverrechnet werden. Bsp.: Endet 
die Kostenersatzpflicht am 5. Mai, kann der Einkommensfreibetrag, der 
zusammen mit den Leistungen für den Mai ausgerichtet wird, vollumfänglich 
weiterverrechnet werden, da damit die im April erbrachten Arbeitsleistungen 
honoriert wird,  

- Integrationszulage für Nicht-Erwerbstätige (IZU): Die IZU wird für bereits 
erbrachte Integrationsbemühungen ausgerichtet, sie bezieht sich also auf den 
Vormonat. Bei Ablauf der Weiterverrechnungsfrist kann daher der ganze Betrag 
weiterverrechnet werden. Bsp. Endet die Kostenersatzpflicht am 6. Juli, kann die 
IZU, die zusammen mit den Leistungen für den Juli ausgerichtet wird, 
vollumfänglich weiterverrechnet werden, da damit die im Juni erbrachten 
Integrationsbemühungen honoriert wird.  

 
3.1.3. Kostengutsprachen 
Die Sozialbehörde entscheidet in der Regel über Leistungen die nicht regelmässig 
anfallen mittels Kostengutsprachen. Erteilt die Sozialbehörde eine (direkte 
Kostengutsprache, verpflichtet sie sich mit dem Entscheid zur Deckung der in Frage 
stehenden Kosten. Im Falle einer subsidiären Kostengutsprache steht diese unter 
Vorbehalt des Nachweises, dass eine Finanzierung von dritter Seite nicht möglich ist. 
Für die Weiterverrechnung ist das Datum massgebend, an welchem die 
Sozialbehörde die Kostenübernahme beschlossen hat. Dies gilt auch wenn die 
Rechnung über eine solche Leistung erst später gestellt wird.  
 
Beispiel: Der Kanton Luzern ist in einem Fall bis zum 15. Juni 2024 kostenpflichtig. 
Die unterstützte Person benötigt eine aufwändige Zahnsanierung, für welche die 
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zuständige Sozialbehörde am 10. Februar 2024 eine direkte Kostengutsprache erteilt 
hat. Die letzte Behandlung findet erst am 3. Juli statt. Der Zahnarzt stellt im Rahmen 
der erteilten Kostengutsprache am 10 Juli 2024 Rechnung, welche die Sozialbehörde 
am 17. Juli 2024 begleicht. Massgebend für die Kostenersatzpflicht ist das Datum der 
Kostengutsprache, also der 10. Februar 2024. Da die Kostengutsprache noch 
während der Dauer der Kostenersatzpflicht des Kantons Luzern erteilt wurde, muss 
dieser die Zahnarztkosten erstatten, obwohl die Kostenersatzpflicht im Zeitpunkt der 
Verbuchung der Rechnung bereits abgelaufen ist.  
 
3.1.4. Kosten für medizinische Leistungen 
Für Arzt- und Spitalrechnungen ist für die Weiterverrechnung der Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Rechnung massgebend. Zwar entsteht die Forderung im Zeitpunkt der 
Behandlung, wird aber unter Umständen erst Monate später in Rechnung gestellt und 
kann auch erst ab Rechnungsstellung beglichen werden. In der Sozialhilfe ist auf die 
aktuelle wirtschaftliche Situation der Person abzustellen. Bei einer offenen, noch nicht 
fälligen Rechnung handelt es sich (noch) nicht um eine Schuld. Hat eine Person im 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Rechnung Anspruch auf Sozialhilfe und wurde gegenüber 
dem Arzt bzw. Spital keine Kostengutsprache erteilt, ist die offene Rechnung im 
Unterstützungsbudget zu berücksichtigen und für die Weiterverrechnung gilt der 
Zeitpunkt der Fälligkeit.  
 
Hat die zuständige Sozialbehörde gegenüber dem Arzt bzw. dem Spital eine 
Kostengutsprache erteilt, gilt der Zeitpunkt der Kostengutsprache für die 
Weiterverrechnung, da das Gemeinwesen in diesem Zeitpunkt die Verpflichtung zur 
Kostenübernahme eingegangen ist (vgl. vorstehende Ziff. 3.1.3).  
 
Beginnt die Unterstützung der Person erst nach Verstreichen der Zahlungsfrist, 
handelt es sich um dessen Schulden, die von der Sozialhilfe nur ausnahmsweise 
übernommen werden können. Beschliesst die Sozialbehörde ausnahmsweise die 
Schulden zu übernehmen, ist der Zeitpunkt des Behördenbeschlusses massgebend 
und nicht der Zeitpunkt, in welchem die Person die Forderung hätte begleichen 
müssen.  
 
3.1.5. Ausrichtung von Sozialhilfeleistungen vor der Beschlussfassung: 
Es kann vorkommen, dass Sozialhilfeleistungen nach Stellung eines entsprechenden 
Gesuches ausgerichtet werden, bevor die Sozialbehörde einen Beschluss über die 
Unterstützung erlassen hat. Hat die Sozialbehörde erst nach Ablauf einer 
Weiterverrechnungsfrist über die Gewährung der Unterstützung entschieden, wurde 
aber das Gesuch um Ausrichtung wirtschaftlicher Hilfe noch während einer 
Weiterverrechnungsfrist gestellt und wurden die Sozialhilfeleistungen innerhalb dieser 
Periode ausgerichtet, so ist der Zeitraum der Bedürftigkeit für die Weiterverrechnung 
massgebend. In solchen Fällen können also die nach Gesuchstellung ausgerichteten 
Sozialhilfeleistungen weiteverrechnet werden, auch wenn in jenem Zeitpunkt noch 
kein Unterstützungsbeschluss vorgelegen hat. Zu beachten ist dabei aber, dass die 
Beschlussfassung und die Aufnahme der Unterstützung grundsätzlich zeitnah sein 
müssen. Weichen diese beiden Daten massgeblich voneinander ab, muss dieser 
Umstand begründet werden. Das Gemeinwesen, das Kostenersatz beansprucht, hat 
die wirtschaftliche Sozialhilfe innert 60 Tagen seit der Gewährung dem 
kostenersatzpflichtigen Gemeinwesen anzuzeigen. Das Nichtbeachten der Frist 
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bewirkt den Verlust des Kostenersatzes für die weiter als 60 Tage zurückliegende 
Hilfe (§ 57 SHG).  
 

 
3.2. Einnahmen 

 
3.2.1. Lohn und Lohnersatzeinnahmen 
Erwerbseinkommen, Lehrlingslöhne und Erwerbsersatzeinkommen (Taggelder der 
Arbeitslosenversicherung, Taggelder der Kranken- oder Unfallversicherung) werden 
jeweils nachschüssig ausgerichtet und dienen zur Deckung des Lebensunterhalts des 
Folgemonats. Sie sind daher auf den Folgemonat zu verbuchen, wobei 
die Verbuchung taggenau zu erfolgen hat. 
 
3.2.2. Sozialversicherungsleistungen 
Renten von Sozialversicherungen werden in der Regel vorschüssig anfangs eines 
jeden Monats ausgerichtet (vgl. Art. 19 ATSG), dienen also der Deckung des 
Lebensunterhaltes des laufenden Monats und sind entsprechend zu verbuchen. 
Die Verbuchung erfolgt taggenau. 
 
3.2.3. Familien- und Ausbildungszulagen 
Familien- und Ausbildungszulagen für Erwerbstätige werden zusammen mit dem 
Lohn ausbezahlt. Sie sind daher zugunsten des betreffenden Kindes auf den 
Folgemonat zu verbuchen. Die Verbuchung erfolgt taggenau. 

Familien- und Ausbildungszulagen für Nichterwerbstätige werden im Verlauf eines 
Monats ausbezahlt. Sie sind daher zugunsten des betreffenden Kindes auf den 
Folgemonat zu verbuchen. Auch hier ist die Verbuchung taggenau vorzunehmen. 

3.2.4. Stipendien 
Nach § 31 Stipendienverordnung (SRL Nr. 575a) werden die Stipendien in der Regel 
jährlich und nur in der Schweiz ausbezahlt. Die Stipendien sind jeweils taggenau auf 
die Monate zu verbuchen, für die sie ausgerichtet werden. 
 
3.2.5. Unterhaltsbeiträge und Alimentenbevorschussung 
Sowohl Ehegatten- als auch Kinderunterhaltsbeiträge (Betreuungs- und Barunterhalt) 
werden in der Regel jeweils monatlich überwiesen. Sie sind taggenau auf denjenigen 
Monat zu verbuchen, für welchen sie ausgerichtet werden. 

 


